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457. Bundesgesetz: Änderung der Abgabenexekutionsordnung
(NR: GP XVIII RV 557 AB 623 S. 77. BR: AB 4321 S. 557.)

458. Bundesgesetz: Leistung eines Beitrages zum Asiatischen Entwicklungsfonds und zum Technischen
Hilfe Sonderfonds der Asiatischen Entwicklungsbank
(NR: GP XVIII RV 540 AB 620 S. 77. BR: AB 4320 S. 557.)

459. Bundesgesetz: Veräußerung von unbeweglichem Bundesvermögen
(NR: GP XVIII RV 532 AB 622 S. 77.)

4 5 7 . Bundesgesetz, mit dem die Abgabenexe-
kutionsordnung geändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Die Abgabenexekutionsordnung, BGBl.
Nr. 104/1949, zuletzt geändert durch das Bundes-
gesetz BGBl. Nr. 521/1981, wird wie folgt geän-
dert:

1. § 3 Abs. 3 lautet:

„(3) Bei allen übrigen Vollstreckungsarten ist nur
ein gerichtliches Vollstreckungsverfahren zulässig.
Die Durchführung eines solchen Verfahrens
schließt die gleichzeitige Durchführung eines
finanzbehördlichen oder gerichtlichen Vollstrek-
kungsverfahrens gemäß Abs. 2 nicht aus. Das
Verfahren zur Erlangung eines Vermögensver-
zeichnisses ist, wenn der Abgabenschuldner der
Aufforderung nach § 31 a nicht entspricht, nach den
Bestimmungen der §§ 47 bis 49 EO abzuführen."

2. Der § 16 erhält die Absatzbezeichnung „(1)";
als neuer Abs. 2 wird angefügt:

„(2) Macht der Drittschuldner beim Finanzamt
die Unzulässigkeit der Vollstreckung (§ 65 Abs. 4)
geltend, gilt dies als Antrag auf Einstellung
derselben."

3. § 26 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 1 tritt an die Stelle des Betrages von
„25 S" der Betrag von „100 S."

b) Der Abs. 4 erhält die Bezeichnung „(5)";
Abs. 4 wird eingefügt:

„(4) Bei der Festsetzung der gemäß Abs. 3 zu
entrichtenden Gebühren und Barauslagenersätze
findet § 204 Abs. 1 BAO nicht Anwendung."

c) folgende Absätze „(6)" und „(7)" werden
eingefügt:

„(6) Im Falle einer Abänderung oder Aufhebung
eines Abgaben- oder Haftungsbescheides sind die
nach Abs. 1 festgesetzten Gebühren über Antrag des
Abgabepflichtigen insoweit herabzusetzen, als sie
bei Erlassung des den Abgaben- oder Haftungsbe-
scheid abändernden oder aufhebenden Bescheides
vor Beginn der jeweiligen Amtshandlung (Abs. 5)
nicht angefallen wären; hätten die Gebühren zur
Gänze wegzufallen, so ist der Bescheid, mit dem sie
festgesetzt wurden, aufzuheben. Dem Antrag ist nur
stattzugeben, wenn er folgende Angaben enthält:

a) Bezeichnung des abgeänderten oder aufgeho-
benen Abgaben- oder Haftungsbescheides,

b) Bezeichnung des Bescheides, mit dem die
Gebühren festgesetzt wurden, und

c) Bezeichnung des abändernden oder aufhe-
benden Bescheides.

(7) Der Abs. 6 findet auf nach Abs. 1 festgesetzte
Gebühren, die abgeschrieben wurden (§§ 235 und
236 BAO), keine Anwendung."

4. In § 29 Z 6 tritt an die Stelle des Betrages von
„5 000 S" der Betrag von „8 000 S".

5. § 31 Abs. 1 wird folgender Satz angefügt:
„Die Unterlassung der Besichtigung vor Beschrei-
bung steht einer wirksamen Pfandrechtsbegründung
nicht entgegen, sofern sich die beschriebenen
körperlichen Sachen in der Gewahrsame des Abga-
benschuldners befinden und nach dessen Angaben
beschrieben werden."

6. Nach § 31 wird folgender § 31 a eingefügt:

„§ 31 a. Der Abgabenschuldner hat dem Voll-
strecker über dessen Aufforderung am Vollzugsort
ein Vermögensverzeichnis vorzulegen und zu
unterfertigen, wenn der Vollzug erfolglos geblieben
ist, weil beim Abgabenschuldner keine Sachen, die
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in Exekution gezogen werden konnten, oder nur
solche Sachen vorgefunden wurden, deren Unzu-
länglichkeit sich mit Rücksicht auf ihren geringen
Wert oder auf die daran zugunsten anderer
Gläubiger bereits begründeten Pfandrechte klar
ergibt, oder welche von dritten Personen in
Anspruch genommen werden; § 47 Abs. 2 EO ist
anzuwenden."

7. § 53 lautet:

„§ 53. Im abgabenbehördlichen Forderungspfän-
dungsverfahren sind die Bestimmungen der §§ 290
bis einschließlich 291 a, der §§ 291 d, 291 e, 292,
292 d, 292 e, 292 f, 292 g, 292 h Abs. 1, 292 j Abs. 2
bis Abs. 5 und 299 a der EO anzuwenden."

8. § 54 samt Überschrift lautet:

„Kontenschutz

§ 54. (1) Werden beschränkt pfändbare Geldfor-
derungen auf ein Konto des Abgabenschuldners bei
einer Bank oder der Österreichischen Postsparkasse
überwiesen, so ist eine Pfändung des Guthabens auf
Antrag des Abgabenschuldners vom Finanzamt
insoweit aufzuheben, als das Guthaben dem der
Pfändung nicht unterworfenen Teil der Einkünfte
für die Zeit von der Pfändung bis zum nächsten
Zahlungstermin entspricht.

(2) Wird ein bei einer Bank oder der Österreichi-
schen Postsparkasse gepfändetes Guthaben eines
Abgabenschuldners, der eine natürliche Person ist,
zur Einziehung überwiesen, so darf erst vierzehn
Tage nach der Zustellung des Überweisungsbe-
scheides an den Drittschuldner aus dem Guthaben
geleistet oder der Betrag hinterlegt werden.

(3) Das Finanzamt hat die Pfändung des
Guthabens über Antrag des Abgabenschuldners für
den Teil aufzuheben, dessen dieser bis zum nächsten
Zahlungstermin dringend bedarf, um seinen not-
wendigen Unterhalt zu bestreiten und seine
laufenden gesetzlichen Unterhaltspflichten zu erfül-
len. Der freigegebene Teil des Guthabens darf den
Betrag nicht übersteigen, der dem Abgabenschuld-
ner voraussichtlich nach Abs. 1 zu belassen ist. Der
Abgabenschuldner hat im Antrag wenigstens
glaubhaft zu machen, daß beschränkt pfändbare
Geldforderungen auf das Konto überwiesen worden
sind und daß die Voraussetzungen des ersten Satzes
vorliegen."

9. Die §§ 55 bis 58, 61, 62 und 63 sowie deren
Überschriften werden aufgehoben.

10. § 59 lautet:

„§ 59. (1) Das Finanzamt kann auf Antrag des
Abgabenschuldners den unpfändbaren Freibetrag
(§ 291 a EO) erhöhen, wenn dies mit Rücksicht

a) auf besondere Bedürfnisse des Abgaben-
schuldners aus persönlichen oder beruflichen
Gründen oder

b) auf besonders umfangreiche gesetzliche Un-
terhaltspflichten des Abgabenschuldners

geboten ist.

(2) Das Finanzamt kann den unpfändbaren
Freibetrag (§ 291 a EO) herabsetzen, wenn der
Abgabenschuldner im Rahmen des Arbeitsverhält-
nisses Leistungen von Dritten erhält, die nicht von
§ 290 a Abs. 2 EO erfaßt werden."

11. § 60 lautet:

„§ 60. Ändern sich die für die Berechnung des
unpfändbaren Freibetrages maßgebenden Voraus-
setzungen, so hat das Finanzamt auf Antrag des
Abgabenschuldners den Pfändungsbescheid ent-
sprechend zu ändern. Antragsberechtigt ist auch ein
Dritter, dem der Abgabenschuldner kraft Gesetzes
Unterhalt zu gewähren hat. Der Drittschuldner
kann nach dem Inhalt des früheren Pfändungsbe-
scheides mit befreiender Wirkung leisten, bis ihm
der Änderungsbescheid zugestellt wird."

12. § 64 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 1 werden die Worte „in den §§ 53 bis 63
angeführten Bestimmungen" durch das Wort
„Pfändungsbeschränkungen" ersetzt.

b) In Abs. 3 wird das Wort „absichtlich" durch
das Wort „vorsätzlich" ersetzt.

c) Abs. 4 wird aufgehoben und Abs. 5 mit der
Bezeichnung Abs. 4 versehen.

13. § 65 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 1 lautet:

„(1) Die Vollstreckung auf Geldforderungen des
Abgabenschuldners erfolgt mittels Pfändung dersel-
ben. Im Pfändungsbescheid sind die Höhe der
Abgabenschuld und der Gebühren und Auslagener-
sätze (§ 26) anzugeben. Sofern nicht die Bestim-
mung des § 67 zur Anwendung kommt, geschieht
die Pfändung dadurch, daß das Finanzamt dem
Drittschuldner verbietet, an den Abgabenschuldner
zu bezahlen. Zugleich ist dem Abgabenschuldner
selbst jede Verfügung über seine Forderung sowie
über das für dieselbe etwa bestellte Pfand und
insbesondere die Einziehung der Forderung zu
untersagen. Ihm ist aufzutragen, bei beschränkt
pfändbaren Geldforderungen unverzüglich dem
Drittschuldner allfällige Unterhaltspflichten und
das Einkommen der Unterhaltsberechtigten be-
kanntzugeben."

b) Abs. 4 lautet:

„(4) Der Drittschuldner kann das Zahlungsverbot
anfechten oder beim Finanzamt die Unzulässigkeit
der Vollstreckung nach den darüber bestehenden
Vorschriften geltend machen."

14. In § 66 werden die Worte „einen unter
Verwaltung stehenden Fonds" gegen die Worte
„gegen eine juristische Person des öffentlichen
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Rechts" ausgetauscht; weiters wird jeweils das Wort
„Behörde" durch das Wort „Stelle" ersetzt.

15. § 67 Abs. 1 lautet:

„(1) Die Pfändung von Forderungen aus
indossablen Papieren, aus Sparurkunden sowie
solchen, deren Geltendmachung sonst an den Besitz
des über die Forderung errichteten Papieres
gebunden ist, wird dadurch bewirkt, daß der
Vollstrecker diese Papiere zufolge Auftrages des
Finanzamts unter Aufnahme eines Pfändungsproto-
kolls (§ 31) an sich nimmt und beim Finanzamt
erlegt."

16. § 68 lautet wie folgt:

„§ 68. (1) Das Pfandrecht, welches durch die
Pfändung einer Gehaltsforderung oder einer
anderen in fortlaufenden Bezügen bestehenden
Forderung erworben wird, erstreckt sich auch auf
die nach der Pfändung fällig werdenden Bezüge,
das an einer verzinslichen Forderung erwirkte
Pfandrecht auf die nach der Pfändung fällig
werdenden Zinsen. Wird ein Arbeitsverhältnis nicht
mehr als sechs Monate oder werden Bezüge nach
§ 290 a Abs. 1 Z 7 und 8 EO und die nicht vom
Pensionsversicherungsträger gewährten gesetzli-
chen Pensionsvorschüsse nicht mehr als zwei
Monate unterbrochen, so erstreckt sich die
Wirksamkeit des Pfandrechts auch auf die gegen
denselben Drittschuldner nach der Unterbrechung
entstehenden und fällig werdenden Forderungen.

(2) Durch Pfändung eines Diensteinkommens
wird insbesondere auch dasjenige Einkommen
getroffen, welches der Abgabenschuldner infolge
einer Erhöhung seiner Bezüge, infolge Übertragung
eines neuen Amtes, Versetzung in ein anderes Amt
oder infolge Versetzung in den Ruhestand erhält.
Diese Bestimmung findet jedoch auf den Fall der
Änderung des Dienstgebers keine Anwendung.
Sinkt das Diensteinkommen unter den unpfändba-
ren Betrag, erreicht es aber innerhalb von drei
Jahren wieder diesen Betrag, so erstreckt sich die
Wirksamkeit des Pfandrechts auch auf die erhöhten
Bezüge. Diese Bestimmungen gelten hinsichtlich der
Erhöhung der Bezüge und des dritten Satzes auch
für andere Forderungen, die in fortlaufenden
Bezügen bestehen.

(3) Ein Pfandrecht wird auch dann begründet,
wenn eine Gehaltsforderung oder eine andere in
fortlaufenden Bezügen bestehende Forderung zwar
nicht im Zeitpunkt der Zustellung des Zahlungsver-
botes, aber innerhalb von drei Jahren danach den
unpfändbaren Betrag überschreitet."

17. § 69 Abs. 2 und 3 lauten:

„(2) In allen übrigen Fällen richtet sich die
Rangordnung der Pfandrechte nach dem Zeit-
punkte, in welchem die zugunsten der einzelnen
Forderungen erlassenen Zahlungsverbote an den

Drittschuldner oder bei Forderungen an die
Republik Österreich oder gegen eine andere
juristische Person des öffentlichen Rechts an die
Stelle gelangt sind, welche zur Anweisung der
betreffenden Zahlung berufen ist.

(3) Erfolgt die Besitznahme der im Abs. 1
bezeichneten Papiere gleichzeitig zugunsten mehre-
rer Forderungen oder kommen mehrere Zahlungs-
verbote dem Drittschuldner oder bei Forderungen
gegen eine juristische Person des öffentlichen
Rechts der anweisenden Stelle am nämlichen Tage
zu, so stehen die hiedurch begründeten Pfandrechte
im Range einander gleich. Bei Unzulänglichkeit des
gepfändeten Anspruchs sind sodann die zu voll-
streckenden Forderungen samt Nebengebühren
nach Verhältnis ihrer Gesamtbeträge zu berichti-
gen."

18. § 70 wird wie folgt geändert:

a) Im Einleitungssatz wird die Wortfolge
„vierzehn Tage" durch die Worte „vier Wochen"
ersetzt.

b) In Z 3 werden vor dem Strichpunkt die Worte
„insbesondere ob eine freiwillige Verpfändung oder
eine Übertragung vorliegt" eingefügt.

c) In Z 4 wird vor dem Strichpunkt die Wortfolge
„ , auch wenn das Verfahren nach § 291 c Abs. 2 EO
eingestellt wurde" eingefügt.

d) In Abs. 1 wird der Punkt nach Z 5 durch einen
Strichpunkt ersetzt, folgende Z 6 und 7 werden
angefügt:
„6. bei beschränkt pfändbaren Geldforderungen:

entsprechend den Angaben des Abgaben-
schuldners, ob und in welcher Höhe diesen
Unterhaltspflichten treffen sowie ob und in
welcher Höhe die Unterhaltsberechtigten ein
eigenes Einkommen beziehen;

7. bei Arbeitsentgelt:
ob der Arbeitnehmer Anspruch auf einen Teil
des Entgelts gegen einen Dritten hat, wenn ja,
welcher Teil und von wem."

e) Abs. 2 lautet:

„(2) Hat der Drittschuldner seine Pflichten nach
Abs. 1 schuldhaft nicht, vorsätzlich oder grob
fahrlässig unrichtig oder unvollständig erfüllt, so ist
dem Drittschuldner trotz Obsiegens im Drittschuld-
nerprozeß (§ 308 EO) der Ersatz der Kosten des
Verfahrens aufzuerlegen. § 43 Abs. 2 ZPO gilt
sinngemäß. Überdies haftet der Drittschuldner dem
Finanzamt für den Schaden, der dadurch entsteht,
daß er seine Pflichten schuldhaft überhaupt nicht,
vorsätzlich oder grob fahrlässig unrichtig oder
unvollständig erfüllt hat. Diese Folgen sind dem
Drittschuldner bei Zustellung des Auftrages be-
kanntzugeben."
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f) Abs. 3 wird durch folgenden Satz ergänzt:

„§ 302 Abs. 1 EO ist anzuwenden."

g) Abs. 4 entfällt.

19. § 71 Abs. 2 und Abs. 3 lautet:

„(2) Gründet sich die Forderung auf ein durch
Indossament übertragbares Papier, auf eine Sparur-
kunde oder ist sonst deren Geltendmachung an den
Besitz des über die Forderung errichteten Papiers
gebunden, so ist die Überweisung nur im Gesamtbe-
trag der gepfändeten Forderung zulässig. Dasselbe
gilt, wenn die gepfändete Forderung aus anderen
Gründen in Ansehung der Übertragung oder
Geltendmachung nicht teilbar ist.

(3) Die Überweisung geschieht durch Zustellung
des Überweisungsbescheides an den Drittschuldner,
bei Forderungen aus indossablen Papieren aber, bei
Forderungen aus einer Sparurkunde sowie bei
Forderungen, deren Geltendmachung sonst an den
Besitz des über die Forderung errichteten Papieres
gebunden ist, durch Übergabe des mit der
erforderlichen schriftlichen Übertragungserklärung
versehenen Papiers. Diese Übertragungserklärung
ist vom Finanzamt oder in dessen Auftrag vom
Vollstrecker abzugeben."

20. § 72 Abs. 1 lautet:

„(1) Wird die zur Einziehung überwiesene
Forderung auch von anderen Personen in Anspruch
genommen, so ist der Drittschuldner bei Vorliegen
einer unklaren Sach- und Rechtslage befugt und auf
Begehren eines Überweisungsgläubigers verpflich-
tet, den Betrag der Forderung samt Nebengebühren
nach Maßgabe ihrer Fälligkeit zugunsten aller
dieser Personen beim Exekutionsgericht unter
Bedachtnahme auf § 80 Abs. 6, in Ermangelung
eines solchen bei Gericht zu hinterlegen (§ 1425
ABGB)."

21. Nach dem § 90 wird als § 90 a angefügt:

„§ 90 a. (1) Soweit in diesem Bundesgesetz auf
Bestimmungen anderer Bundesgesetze verwiesen
wird, sind diese in ihrer jeweils geltenden Fassung
anzuwenden.

(2) Es treten in Kraft oder werden aufgehoben die
§§ 53, 54, 59, 60, 64, 68, 70 und 72 sowie die §§ 55,
56, 57, 58, 61, 62 und 63 in der Fassung dieses
Bundesgesetzes, BGBl. Nr. 457/1992, mit 1. März
1992.

(3) Vollstreckungsverfahren, die zum Zeitpunkt
des Inkrafttretens des Bundesgesetzes BGBl.
Nr. 457/1992 anhängig sind, sind nach den
Vorschriften dieses Bundesgesetzes weiterzuführen.

Klestil

Vranitzky

458. Bundesgesetz über die Leistung eines
Beitrages zum Asiatischen Entwicklungsfonds
und zum Technischen Hilfe Sonderfonds der

Asiatischen Entwicklungsbank

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. Die Republik Österreich leistet zum Asiati-
schen Entwicklungsfonds und zum Technischen
Hilfe Sonderfonds der Asiatischen Entwicklungs-
bank einen Beitrag in Höhe von 393 426 180 S.

§ 2. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist der Bundesminister für Finanzen betraut.

Klestil

Vranitzky

459 . Bundesgesetz über die Veräußerung von
unbeweglichem Bundesvermögen

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. Der Bundesminister für Finanzen ist zu
nachstehenden Verfügungen über unbewegliches
Bundesvermögen ermächtigt:
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§ 2. Mit der Vollziehung des Bundesgesetzes ist
der Bundesminister für Finanzen betraut.

Klestil

Vranitzky
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